
6. über Naturschutzgebieten im  Sinne des  §  23 Absatz 1 des 

Bundesnaturschutzgesetzes, über Nationalparks im Sinne des § 24 des Bundes-

Naturschutzgesetzes und über Gebieten im Sinne des § 7 Absatz 1 Nummer 6 und 7 des 

Bundesnaturschutzgesetzes, wenn die  zuständige Naturschutzbehörde dem Betrieb 

ausdrücklich zugestimmt hat, der Betrieb von unbemannten Fluggeräten in  diesen 

Gebieten nach landesrechtlichen Vorschriften abweichend geregelt ist oder, mit 

Ausnahme von Nationalparks,… 

BNatSchG 

§ 23 Naturschutzgebiete 

(1) Naturschutzgebiete sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, in denen ein besonderer Schutz 

von Natur und Landschaft in ihrer Ganzheit oder in einzelnen Teilen erforderlich ist 

1.  zur Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung von Lebensstätten, Biotopen oder 

Lebensgemeinschaften bestimmter wild lebender Tier- und Pflanzenarten, 

2. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen oder landeskundlichen Gründen oder 

3.wegen ihrer Seltenheit, besonderen Eigenart oder hervorragenden Schönheit. 

 

§ 24 Nationalparke, Nationale Naturmonumente 

(1) Nationalparke sind rechtsverbindlich festgesetzte einheitlich zu schützende Gebiete, die 

1. großräumig, weitgehend unzerschnitten und von besonderer Eigenart sind, 

2. in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets die Voraussetzungen eines Naturschutzgebiets erfüllen 

und 

3. sich in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets in einem vom Menschen nicht oder wenig 

beeinflussten Zustand befinden oder geeignet sind, sich in einen Zustand zu entwickeln oder in einen 

Zustand entwickelt zu werden, der einen möglichst ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer 

natürlichen Dynamik gewährleistet. 

(2) Nationalparke haben zum Ziel, in einem überwiegenden Teil ihres Gebiets den möglichst 

ungestörten Ablauf der Naturvorgänge in ihrer natürlichen Dynamik zu gewährleisten. Soweit es der 

Schutzzweck erlaubt, sollen Nationalparke auch der wissenschaftlichen Umweltbeobachtung, der 

naturkundlichen Bildung und dem Naturerlebnis der Bevölkerung dienen. 

(3) Nationalparke sind unter Berücksichtigung ihres besonderen Schutzzwecks sowie der durch die 

Großräumigkeit und Besiedlung gebotenen Ausnahmen wie Naturschutzgebiete zu schützen. In 

Nationalparken ist die Errichtung von Anlagen zur Durchführung von Gewässerbenutzungen im Sinne 

des § 9 Absatz 2 Nummer 3 und 4 des Wasserhaushaltsgesetzes verboten. 

(4) Nationale Naturmonumente sind rechtsverbindlich festgesetzte Gebiete, die 

1. aus wissenschaftlichen, naturgeschichtlichen, kulturhistorischen oder landeskundlichen Gründen 

und 

2. wegen ihrer Seltenheit, Eigenart oder Schönheit von herausragender Bedeutung sind. Nationale 

Naturmonumente sind wie Naturschutzgebiete zu schützen. 



 

§ 7 Begriffsbestimmungen 

(1) Für dieses Gesetz gelten folgende Begriffsbestimmungen: 

6. Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung 

die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG aufgenommenen  

Richtlinie 92/43/EWG 

Artikel 4 

(2)… 

Unterabsatz 3: 

Die Liste der Gebiete, die als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung ausgewählt wurden 

und in der die Gebiete mit einem oder mehreren prioritären natürlichen Lebensraumtyp(en) 

oder  einer  oder  mehreren  prioritären  Art(en)  ausgewiesen  sind,  wird  von  der  

Kommissionnach dem Verfahren des Artikels 21 Richtlinie 92/43/EWG festgelegt. 

Artikel 21 

(1) Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem Ausschuss einen Entwurf der zu 

treffenden Maßnahmen, Der Ausschuss gibt seine Stellungnahme zu diesem Entwurf 

innerhalb einer Frist ab,  die  der  Vorsitzende  unter  Berücksichtigung  der  

Dringlichkeit  der  betreffenden  Frage festsetzen  kann.  Die  Stellungnahme  wird  

mit  der  Mehrheit  abgegeben,  die  in Artikel  148 Absatz  2  des  Vertrages (zur 

Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft [EWG-Vertrag]) für  die  

Annahme  der  vom  Rat  auf  Vorschlag  der  Kommission  zufassenden Beschlüsse 

vorgesehen ist. Bei der Abstimmung im Ausschuss werden die Stimmender Vertreter 

der Mitgliedstaaten gemäß dem vorgenannten Artikel gewogen. Der Vorsitzende 

nimmt an der Abstimmung nicht teil. 

 

ARTIKEL 148 

Absatz2. 

Ist zu einem Beschluss des Rates die qualifizierte Mehrheit erforderlich, so 

werden die Stimmen der Mitglieder wie folgt gewogen: 

Belgien 2, Deutschland 4, Frankreich 4, Italien 4, Luxemburg 1, Niederlande 2 

Beschlüsse kommen zustande, wenn dafür mindestens abgegeben werden: 

— zwölf Stimmen in den Fällen, in denen die Beschlüsse nach diesem Vertrag 

auf Vorschlag der Kommission zu fassen sind; 

— zwölf Stimmen, welche die Zustimmung von mindestens vier Mitgliedern 

umfassen, in allen anderen Fällen. 

(2) Die Kommission  erlässt die beabsichtigten Maßnahmen, wenn sie mit der 

Stellungnahme des Ausschusses übereinstimmen. Stimmen die  beabsichtigten  

Maßnahmen  mit  der  Stellungnahme  des  Ausschusses  nicht überein  oder  liegt  

keine  Stellungnahme  vor,  so  unterbreitet  die  Kommission  dem  Rat unverzüglich  

einen  Vorschlag  für  die  zu  treffenden  Maßnahmen.  Der  Rat  beschließt  

mitqualifizierter Mehrheit. Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Monaten seit 



Befassen des Rates keinen Beschluss  gefasst, so werden die vorgeschlagenen 

Maßnahmen von der Kommission erlassen. 

Gebiete, auch wenn ein Schutz im Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4 noch nicht gewährleistet ist; 

§ 32 Absatz 2 bis 4 

(2) Die in die Liste nach Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 der Richtlinie 92/43/EWG 

Richtlinie 92/43/EWG 

Artikel 4 Absatz 2 Unterabsatz 3 Richtlinie 92/43/EWG 

… 

Die Liste der Gebiete, die als Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung ausgewählt 

wurden und in der die Gebiete mit einem oder mehreren prioritären natürlichen 

Lebensraumtyp(en)oder  einer  oder  mehreren  prioritären  Art(en)  ausgewiesen  

sind,  wird  von  der  Kommission nach dem Verfahren des Artikels 21 festgelegt. 

aufgenommenen Gebiete sind nach Maßgabe des Artikels 4 Absatz 4 dieser Richtlinie 

(4)  Ist  ein  Gebiet  aufgrund  des  in  Absatz  2  genannten  Verfahrens  als  Gebiet  

von gemeinschaftlicher  Bedeutung  bezeichnet  worden,  so  weist  der  betreffende  

Mitgliedstaatdieses Gebiet so schnell wie möglich - spätestens aber binnen sechs 

Jahren - als besonderes Schutzgebiet aus und legt dabei die Prioritäten nach 

Maßgabe der Wichtigkeit dieser Gebiete für  die  Wahrung  oder  die  

Wiederherstellung  eines  günstigen  Erhaltungszustandes  eines natürlichen  

Lebensraumtyps  des  Anhangs  I  oder  einer  Art  des  Anhangs  II  und  für  die 

Kohärenz des Netzes Natura 2000 sowie danach fest, inwieweit diese Gebiete von 

Schädigung oder Zerstörung bedroht sind 

und die nach Artikel 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG 

Richtlinie 2009/147/EG Artikel 4 

(1)   Auf die in Anhang I aufgeführten Arten sind besondere Schutzmaßnahmen 

hinsichtlich ihrer Lebensräume anzuwenden, um ihr Überleben und ihre Vermehrung 

in ihrem Verbreitungsgebiet sicherzustellen. 

In diesem Zusammenhang sind zu berücksichtigen: 

a) vom Aussterben bedrohte Arten; 

b) gegen bestimmte Veränderungen ihrer Lebensräume empfindliche Arten; 

c) Arten, die wegen ihres geringen Bestands oder ihrer beschränkten örtlichen 

Verbreitung als selten gelten; 

d) andere Arten, die aufgrund des spezifischen Charakters ihres Lebensraums 

einer besonderen Aufmerksamkeit bedürfen. 

Bei den Bewertungen werden Tendenzen und Schwankungen der Bestände der 

Vogelarten berücksichtigt. 

Die Mitgliedstaaten erklären insbesondere die für die Erhaltung dieser Arten zahlen- 

und flächenmäßig geeignetsten Gebiete zu Schutzgebieten, wobei die Erfordernisse 

des Schutzes dieser Arten in dem geografischen Meeres- und Landgebiet, in dem 

diese Richtlinie Anwendung findet, zu berücksichtigen sind. 



(2)   Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung der Schutzerfordernisse in 

dem geografischen Meeres- und Landgebiet, in dem diese Richtlinie Anwendung 

findet, entsprechende Maßnahmen für die nicht in Anhang I aufgeführten, 

regelmäßig auftretenden Zugvogelarten hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- 

und Überwinterungsgebiete sowie der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten. Zu 

diesem Zweck messen die Mitgliedstaaten dem Schutz der Feuchtgebiete und ganz 

besonders der international bedeutsamen Feuchtgebiete besondere Bedeutung bei. 

benannten Gebiete entsprechend den jeweiligen Erhaltungszielen zu geschützten Teilen von 

Natur und Landschaft im Sinne des § 20 Absatz 2  

BNatSchG § 20 

(2) Teile von Natur und Landschaft können geschützt werden 

1.  nach Maßgabe des § 23 als Naturschutzgebiet, 

2. nach Maßgabe des § 24 als Nationalpark oder als Nationales Naturmonument, 

3. als Biosphärenreservat, 

4. nach Maßgabe des § 26 als Landschaftsschutzgebiet, 

5. als Naturpark, 

6. als Naturdenkmal oder 

7. als geschützter Landschaftsbestandteil. 

zu erklären. 

(3) Die Schutzerklärung bestimmt den Schutzzweck entsprechend den jeweiligen 

Erhaltungszielen und die erforderlichen Gebietsbegrenzungen. Es soll dargestellt werden, ob 

prioritäre natürliche Lebensraumtypen oder prioritäre Arten zu schützen sind. Durch 

geeignete Gebote und Verbote sowie Pflege- und Entwicklungsmaßnahmen ist 

sicherzustellen, dass den Anforderungen des Artikels 6 der Richtlinie 92/43/EWG 

Artikel  6 

(1)   Für die besonderen Schutzgebiete legen die Mitgliedstaaten die nötigen  

Erhaltungsmaßnahmen  fest,  die  gegebenenfalls  geeignete, eigens für die Gebiete 

aufgestellte oder in andere Entwicklungspläne integrierte Bewirtschaftungspläne und 

geeignete Maßnahmen rechtlicher,  administrativer  oder  vertraglicher  Art  

umfassen,  die  den ökologischen Erfordernissen der natürlichen Lebensraumtypen 

nach Anhang I und der Arten nach Anhang II entsprechen, die in diesen Gebieten 

vorkommen. 

Anhang I und II  

https://www.bafg.de/DE/03_Die_BfG/01_Auftrag/ffh-

richtlinie.pdf?__blob=publicationFile 

ab S. 15 

(2)   Die Mitgliedstaaten treffen die geeigneten Maßnahmen, um in den besonderen 

Schutzgebieten die Verschlechterung der natürlichen Lebensräume und der Habitate 

der Arten sowie Störungen von Arten, für die die Gebiete ausgewiesen worden sind, 

zu vermeiden, sofern solche Störungen sich im Hinblick auf die Ziele dieser Richtlinie 

erheblich auswirken könnten. 

https://www.bafg.de/DE/03_Die_BfG/01_Auftrag/ffh-richtlinie.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bafg.de/DE/03_Die_BfG/01_Auftrag/ffh-richtlinie.pdf?__blob=publicationFile


(3)   Pläne oder Projekte, die nicht unmittelbar mit der Verwaltung des Gebietes in 

Verbindung stehen oder hierfür nicht notwendig sind, die ein solches Gebiet jedoch 

einzeln oder in Zusammenwirkung mitanderen Plänen und Projekten erheblich 

beeinträchtigen könnten, erfordern eine Prüfung auf Verträglichkeit mit den für 

dieses Gebiet festgelegten Erhaltungszielen. Unter Berücksichtigung der 

Ergebnisseder Verträglichkeitsprüfung und vorbehaltlich des Absatzes 4 stimmen die 

zuständigen einzelstaatlichen Behörden dem Plan bzw. Projekt nur zu, wenn sie 

festgestellt haben, dass das Gebiet als solches nichtbeeinträchtigt wird, und nachdem 

sie gegebenenfalls die Öffentlichkeitangehört haben. 

(4)   Ist trotz negativer Ergebnisse der Verträglichkeitsprüfung auszwingenden  

Gründen  des  überwiegenden  öffentlichen  Interesses einschließlich solcher sozialer 

oder wirtschaftlicher Art ein Plan oder Projekt durchzuführen und ist eine 

Alternativlösung nicht vorhanden, so ergreift der Mitgliedstaat alle notwendigen 

Ausgleichsmaßnahmen, um  sicherzustellen,  dass  die  globale  Kohärenz  von  

Natura  2000geschützt ist. Der Mitgliedstaat unterrichtet die Kommission über die 

von ihm ergriffenen Ausgleichsmaßnahmen. Ist das betreffende Gebiet ein Gebiet, 

das einen prioritären natürlichen Lebensraumtyp und/oder eine prioritäre Art 

einschließt, so können nur Erwägungen im Zusammenhang mit der Gesundheit des 

Menschen und der öffentlichen Sicherheit oder im Zusammenhang mit maßgeblichen 

günstigen Auswirkungen für die Umwelt oder, nach Stellungnahmeder Kommission, 

andere zwingende Gründe des überwiegenden öffentlichen Interesses geltend 

gemacht werden. 

entsprochen wird. Weiter gehende Schutzvorschriften bleiben unberührt. 

  

7. Europäische Vogelschutzgebiete 

Gebiete im Sinne des Artikels 4 Absatz 1 und 2 der Richtlinie 2009/147/EG des Europäischen 

Parlaments und des Rates vom 30. November 2009 

Richtlinie 2009/147/EG Artikel 4 

(1)   Auf die in Anhang I aufgeführten Arten sind besondere Schutzmaßnahmen hinsichtlich 

ihrer Lebensräume anzuwenden, um ihr Überleben und ihre Vermehrung in ihrem 

Verbreitungsgebiet sicherzustellen. 

In diesem Zusammenhang sind zu berücksichtigen: 

a) vom Aussterben bedrohte Arten; 

b) gegen bestimmte Veränderungen ihrer Lebensräume empfindliche Arten; 

c) Arten, die wegen ihres geringen Bestands oder ihrer beschränkten örtlichen Verbreitung 

als selten gelten; 

d) andere Arten, die aufgrund des spezifischen Charakters ihres Lebensraums einer 

besonderen Aufmerksamkeit bedürfen. 

Bei den Bewertungen werden Tendenzen und Schwankungen der Bestände der Vogelarten 

berücksichtigt. 

Die Mitgliedstaaten erklären insbesondere die für die Erhaltung dieser Arten zahlen- und 

flächenmäßig geeignetsten Gebiete zu Schutzgebieten, wobei die Erfordernisse des Schutzes 

dieser Arten in dem geografischen Meeres- und Landgebiet, in dem diese Richtlinie 

Anwendung findet, zu berücksichtigen sind. 



(2)   Die Mitgliedstaaten treffen unter Berücksichtigung der Schutzerfordernisse in dem 

geografischen Meeres- und Landgebiet, in dem diese Richtlinie Anwendung findet, 

entsprechende Maßnahmen für die nicht in Anhang I aufgeführten, regelmäßig auftretenden 

Zugvogelarten hinsichtlich ihrer Vermehrungs-, Mauser- und Überwinterungsgebiete sowie 

der Rastplätze in ihren Wanderungsgebieten. Zu diesem Zweck messen die Mitgliedstaaten 

dem Schutz der Feuchtgebiete und ganz besonders der international bedeutsamen 

Feuchtgebiete besondere Bedeutung bei. 

über die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7), wenn ein Schutz 

im Sinne des § 32 Absatz 2 bis 4 (s. vor in 6.) bereits gewährleistet ist; 

ABl. L 20 vom 26.1.2010, S. 7 

siehe  

https://eurlex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L:2010:020:FULL&from=PT 

 ab Seite L20/7 

 

 

Quellen: Inhalte dieses Textes sind z.T. Zitate aus entsprechenden Texten, welche ich mit 

Onlinesuche, anhand der Begrifflichkeiten (Gesetze, Paragraphen, Richtlinien, etc.), gefunden habe. 

 

https://eurlex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/HTML/?uri=OJ:L:2010:020:FULL&from=PT

